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Empfehlung der Eidgenössischen Kommission für Konsumentenfragen 

vom 18. Dezember 2025 

zu den Franchisen der obligatorischen Krankenversicherung 
 
Gestützt auf Artikel 9 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 5. Oktober 1990 über die Information der 

Konsumentinnen und Konsumenten (KIG) sowie Artikel 1 des Reglements der Eidgenössischen 

Kommission für Konsumentenfragen (EKK) vom 1. Februar 1966 unterbreitet die EKK dem Bundesrat 

folgende 

EMPFEHLUNG 
 

Für das Jahr 2026 liegt die Krankenkassenprämie nach einem durchschnittlichen landesweiten Anstieg um 

4,4 Prozent im Vergleich zum Vorjahr im Mittel bei 393.30 CHF. Die stärkste Zunahme verzeichnet der 

Kanton Tessin (+7,1 % auf rund 501.50 CHF), womit die Schwelle von 500 Franken für die 

durchschnittliche Monatsprämie überschritten wird. Bereits für 2025 waren die Prämien landesweit um 

6 Prozent gestiegen. Dieser wiederholte Prämienanstieg ist sehr besorgniserregend, zumal er 

unverhältnismässig viel höher ausfällt als das Wachstum der Kosten, die von der obligatorischen 

Krankenpflegeversicherung getragen werden müssen. Diese unausgewogene Entwicklung belastet die 

Versicherten und beeinträchtigt das Vertrauen in das System. 

 

Vor diesem Hintergrund ist die EKK gegen jegliche Massnahmen, die den versicherten Betrag herabsetzen 

und die finanzielle Last noch mehr und zu einseitig auf die Versicherten verlagern. Eine Erhöhung der 

Franchisen würde die Haushalte zusätzlich belasten, vor allem Haushalte mit bescheidenem Einkommen 

sowie Rentnerinnen und Rentner, und hilft keineswegs, um die Gesundheitskosten in den Griff zu 

bekommen. 

 

Die kürzlich erfolgten Revisionen des Krankenversicherungsgesetzes (KVG) setzen nicht bei den 

strukturellen Ursachen des Kostenanstiegs an, wie etwa bei der fragmentierten Versorgungssituation, den 

Fehlanreizen im Tarifsystem und der mangelnden Transparenz. Um diesen Trend umzukehren, ist eine 

umfassende Reform des KVG notwendig. Nur durch strukturelle Anpassungen wird es möglich sein, die 

Finanzierung und Verwaltung des Gesundheitssystems nachhaltig zu verbessern. Dazu braucht es die 

kürzlich lancierte, breit abgestützte nationale Debatte, bei der die Politik, Fachpersonen und die 

Bevölkerung zusammen praktikable Lösungsansätze entwickeln. Ziel muss eine umfassende Reform sein, 



die das Gleichgewicht zwischen den von der obligatorischen Krankenversicherung übernommenen Kosten 

und den Prämien wiederherstellt und die finanzielle Stabilität langfristig gewährleistet. 

 

Des Weiteren nimmt die EKK die Ergebnisse des runden Tisches vom 27. Oktober 2025 sowie das 

Inkrafttreten per 1. Januar 2026 des Gegenvorschlags zur Kostenbremse-Initiative zur Kenntnis, der 

namentlich die Schaffung der Eidgenössischen Kommission für das Kosten- und Qualitätsmonitoring 

(EKKQ) vorsieht. Ebenfalls zur Kenntnis genommen hat die EKK die Motionen 24.3608 Gutjahr und 

24.3636 Friedli Esther, die beide eine Anpassung der Mindestfranchise verlangen, sowie die 

Stellungnahme des Bundesrates zum Postulat 24.4699 Sormanni, in der betont wird, dass für die 

gesetzliche Verankerung eines solchen Mechanismus eine Gesetzesrevision nötig wäre, wobei das Risiko 

zu berücksichtigen sei, dass Versicherte aus bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen auf die 

Inanspruchnahme medizinischer Behandlungen verzichten. 

 

Somit unterbreitet die EKK folgende Empfehlungen: 

 
1. Lancierung einer umfassenden Reform des KVG 
Eine strukturelle Revision ist unumgänglich, um das Gleichgewicht zwischen den Kosten und den Prämien 

wiederherzustellen und so die finanzielle Stabilität langfristig zu gewährleisten. 

 

2. Stärkung von Transparenz und Verantwortlichkeit der Akteure 
Der Prämienanstieg erklärt sich nicht nur durch das Wachstum der Kosten, die von der obligatorischen 

Krankenpflegeversicherung zu tragen sind. Faktoren wie die Reserven der Versicherungen, die 

Mechanismen für den Risikoausgleich, die eher konservativen Prognosen sowie die technischen Margen 

spielen ebenfalls eine Rolle. Um das Vertrauen wiederherzustellen und ein ausgeglicheneres System zu 

schaffen, braucht es: 

 

• mehr Transparenz bei der Prämienberechnung durch die Verpflichtung zur Veröffentlichung der 

Annahmen, auf die sich die Krankenkassen dabei stützen (Kostenentwicklung, Reserven, Margen); 

• eine Entkoppelung der Verwaltungskosten von den Gesundheitskosten sowie die Berücksichtigung 

der Anzahl versicherter Personen, damit Prämienerhöhungen nicht systematisch zu höheren 

Einnahmen für die Krankenkassen führen; 

• mehr Kontrollen und eine strengere Regulierung durch die zuständigen Behörden, damit es nicht 

zu unverhältnismässigen und durch die effektiven Kosten nicht gerechtfertigten Erhöhungen 

kommt; 

• die Einführung von Stabilisierungsmechanismen, zum Beispiel eine Beschränkung der jährlichen 

Fluktuationen oder die Entwicklung korrigierender Instrumente, falls die Prämien zu stark von den 

tatsächlichen Kosten abweichen. 

 

3. Wohlüberlegte Beurteilung einer Anpassung der Franchisen 
Durch eine Erhöhung der Mindestfranchise wird die Kostenlast von den Krankenkassen auf die 

Versicherten übertragen. Davon sind in erster Linie Personen mit geringem Einkommen betroffen und 



diese Massnahme trägt nicht zum Kostenrückgang bei. Sollte das Parlament die Erhöhung der 

Mindestfranchise dennoch bestätigen, so muss diese zwingend moderat ausfallen und von Ausgleichs-

massnahmen begleitet werden (z. B. mehr Prämienverbilligungen), damit Personen mit geringem 

Einkommen nicht auf Gesundheitsleistungen verzichten. 
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